
Der erste Anruf bei der Notfallseelsorge
undKriseninterventionBerlin kam23Mi-
nuten nach dem Attentat auf dem Breit-
scheidplatz am 19. Dezember 2016 um
20.02Uhr. „Um21Uhrwarenwirmit 20
Kräften vorOrt“, erzählte JustusMünster
am Freitag im Amri-Untersuchungsaus-
schuss des Abgeordentenhauses. Pfarrer
Münster ist heute Beauftragter der Evan-
gelischenKirche für dieNotfallseelsorge.
An dem Abend betreuten die Seelsorger
allein über 50 Menschen vor Ort. Einen
Einsatzleitwagen für Nachbesprechun-
gen gab es nicht.
Die Seelsorger

seien zu einem „gro-
ßen Verkehrsunfall“
gerufen worden und
an diesem Abend
lautMünster „zumin-
dest nicht offiziell“,
informiert worden,
dass es sich um ei-
nen Terroranschlag
gehandelt habe.
Diese Informatio-
nen habe man über Presseberichte erhal-
ten. Die 1995 gegründete Notfallseel-
sorge Berlin mit rund 160 ehrenamtli-
chen Seelsorgern aus acht Organisatio-
nenhatMünster zufolge zwar immerKon-
takt zur Feuerwehr gehabt, doch im Kon-
takt mit der Polizei habe es damals große
Defizite gegeben. So seien Seelsorgern
bestimmte Zugänge vor Ort verwehrt
worden. „Wir hätten mit der Polizei am
Breitscheidplatz sehr viel enger zusam-
menarbeiten können“, sagte Münster.
Neben den Opfern, die Verletzungen

und/oder psychische Beeinträchtigun-
gen davon getragen hatten, betreuten die
Seelsorger im Nachgang bis zu 500Men-
schen wie Angehörige, deren Familien-
mitglieder getötet wurden sowie Einsatz-

kräfte. „Es gibt nach wie vor Mitarbeiter
bei Polizei und Feuerwehr, die nicht ar-
beitsfähig sind“, sagte Pfarrer Münster.
Einsatzkräften fehlten auch Ansprech-
partner für die Nachsorge. „Polizisten
blieben mit ihren Fragen allein, eine
Nachsorge hätte sehr Not getan.“ Erst
nach demAnschlagwurden bei der Berli-
ner Polizei einEinsatznachsorge-Teamso-
wie Ansprechpartner in einer Koordinie-
rungsstelle PSNV (psychosozialeNotfall-
versorgung) eingesetzt. Münster be-
tonte, dass eine Einbettung der PSNV bei
der Polizei in den Jahren zuvor immer am
„letzten Willen“ in der Umsetzung ge-
fehlt habe.
2017 wurde in Berlin die Zentrale An-

laufstelle für Betroffene von Terroran-
schlägen und Großschadensereignissen
und deren Angehörige bei der Justizver-
waltung mit dem Opferbeauftragten des
Landes, Roland Weber, eingerichtet.
Doch die Opfer und Angehörigen haben
laut Astrid Passin, Sprecherin für 80 bis
100 Betroffene, immer noch unter
Schwierigkeiten bei den Behörden zu lei-
den. So würden Zuständigkeiten zwi-
schen den Behörden hin- und hergescho-
ben. „VieleVerfahren sind derzeit vorGe-
richt anhängig“, sagte Passin dem Tages-
spiegel. Passin fordert eineÄnderung des
Opferentschädigungsgesetzes, das An-
fang 2024 in Kraft treten soll, damit Op-
fer unter anderem von Terroranschlägen
schneller Leistungen erhalten können.
„Der Staat ist hier in der Pflicht“, betonte
der Ausschussvorsitzende Stephan Lenz
(CDU).
InBerlin soll vor der Sommerpause das

Gesetz über die psychosozialeNotfallver-
sorgung verabschiedet werden, mit dem
die Notfallversorgung für betroffene Per-
sonenvonUnglücks- undNotfallereignis-
sen geregelt wird.  Sabine Beikler

Wenig Hilfe für Seelsorge
Zusammenarbeit mit Polizei war für ehrenamtliche
Helfer nach Breitscheidplatz-Attentat mangelhaft

Um den Weiterbau der Stadtautobahn
A100zustoppenschlägtdieAbgeordnete
Katalin Gennburg (Linke) unorthodoxe
Mittel vor. „Die Senatsverkehrsverwal-
tung und die Wasserbetriebe sollten ihre
Prioritäten so verschieben, dass derWei-
terbau sofort gestoppt werden kann“,
sagte Gennburg dem Tagesspiegel. Zu-
nächst hatte darüber die „B.Z.“ berichtet.
Für den derzeit in Bau befindlichenAb-

schnitt zum Treptower Park sind auch
Leitungsarbeiten der Berliner Wasserbe-
triebe nötig. Das Land als Eigentümer
solle darauf drängen, dass diese bei der

Gewichtung der Aufgaben des Landesun-
ternehmens nicht an oberster Stelle ste-
hen sollten, sagte Gennburg. Gleiches
schlägt die Linke-Abgeordnete für die
Verkehrsverwaltung vor: „Eine Priorisie-
rung der Baustellenkoordinierung lässt
mindestens den Spielraum für die Ver-
kehrsverwaltung zu sagen, da haben wir
wichtigere Aufgaben.“
Der Sprecher der Verkehrsverwaltung,

Jan Thomsen, wies die Ideen zurück.
„Wir begrüßen, dass politisch über den
Sinn von Autobahnstrecken diskutiert
wird.“ Neue politische Entscheidungen
könnten hier in neue Richtungen weisen.
„EineVerwaltung ist aber an geltendeGe-
setze und geregelte Verfahren gebun-
den“, sagte er.  cla

Die Pianistin Ellen Epstein war gerade
44Jahre alt geworden, als sie am19.Okto-
ber 1942 an der Rampe des Güterbahn-
hofs Moabit gezwungen wurde, in einen
Zug zu steigen. Es ist der „21.Osttrans-
port“, knapp tausend Menschen werden
an diesemMontag von der SS in dieWag-
gons getrieben.Unter ihnen sind viele Fa-
milien mit Kindern. Auch die knapp
60 kleinen Bewohner des JüdischenWai-
senhauses in der Schönhauser Allee wur-
den mit diesem Transport deportiert. In
Riga angekommen, werden einige we-
nige Insassen Arbeitskommandos zuge-
teilt, alle anderen in den umliegenden
Wäldern erschossen.
„An den Massengräbern im Baltikum

und Polen wachsen fast immer Kiefern“,
sagt ThomasAbel vomVerein „Gleis 69“.
Er lässt seinen Blick über die 20 jungen
Bäumchen wandern, die den Gedenkort
am Güterbahnhof Moabit markieren.
Dort, wo einst die Gleise 69, 81 und 82
verliefen, von denen32000 jüdischeBer-
liner in die Ghettos und Vernichtungsla-
ger deportiert worden sind, ist seit 2017
eine Art Nische fürs Gedenken entstan-
den. Eingeklemmt zwischen Hellweg-
Baumarkt und Lidl-Discounter, flankiert

von einer stark befahre-
nen Umgehungsstraße,
ist es dort kaum mög-
lich, innezuhalten. In
den Büschen am Rand
desHainsliegtMüll,An-
wohnernutzendenWeg
als Abkürzung oder ge-
hen mit ihren Hunden
dort spazieren. „Wenn
Angehörigehierherkom-

menoderwirzuGedenktagenKränzenie-
derlegen, stellt sich in diesem Umfeld
schon die Frage nach derWürdigung die-
sesOrtesunddemRespektvordenhierde-
portiertenMenschen“, sagtAbel.
Dazu kommt, dass die Spundwände,

die die einstige Deportationsrampe be-
grenzen, demVerfall preisgegeben sind –
obwohl sie unter Denkmalschutz stehen.
Die rostigen Metallteile sind das einzige
sichtbare Zeugnis der Rampe, die voll-
ständig von einem Parkplatz für den Su-
permarkt überbaut ist. Sie weisen Löcher
auf, sind überwuchert, es gibt Rattenbe-
fall. Es braucht keine Expertise, um fest-
zustellen, dass Eile geboten ist, um die
Spundwände zu retten. Doch 76 Jahre
nach Ende desHolocaust ist es, alswollte
sich die Stadt nicht erinnern.
„Das Landesdenkmalamt veranlasste

2016 die Eintragung des Geländes in die
Denkmalliste“, erklärt Landeskonserva-
tor Christoph Rauhut. Doch bereits 2010
seien Teile der Rampe „durch eine als
Damm errichtete Zufahrt“ zum Parkplatz
des Discounters überbaut worden. Der
Denkmalschutz kam also zu spät. Der
Landeskonservator stellt zwar fest, dass
sowohl die Überbauung der Rampe als
auch der Parkplatz die „Aussagekraft des
denkmalgeschützten Bereiches“ beein-

trächtigen. „Grundsätzlich gilt für die
stadtentwicklungspolitisch dort entstan-
dene Situation jedochBestandsschutz.“
VieleBehördensindinvolviert, jedever-

antwortet eine andere Aufgabe. Das Be-
zirksamt von Mitte ist zuständig für die
Pflege des Kiefernhains sowie desWeges
undhatdamitprivateUnternehmenbeauf-
tragt. FürReinigung undPflege der Infor-
mationstafelnunddeskleinenStückGleis-
betts ist die Senatskulturverwaltung ver-
antwortlich. Vom BezirksamtMitte heißt
es zumThemaVerschmutzung: „Von den
Menschen, die einen solchen Ort bege-
hen,erwartenwir,dasssiesichderWürde
desOrtes angemessen verhalten.“
Auf mehreren gemeinsamen Sitzungen

der Behörden wurde – zum Beispiel im
April 2019 – festgestellt, dass wegen des
desolaten Zustandes der Rampe dringen-
der Handlungsbedarf bestehe. Gesche-
hen ist seither nichts. Und die Sorge der
Denkmalschützer um den Pflegezustand
desGedenkorteshattezwar„einvertiefen-
des Gutachten“ zur Folge – doch weder
dazunochzueiner„restauratorischenUn-
tersuchung des Bestandes“ gibt es Ergeb-
nisse. Fest steht dagegen: „Die Bedeutung
desDenkmalsalseinesderletztenerhalte-
nenbaulichenZeugnisse derDeportation
der Berliner Juden an jenem ehemaligen
Güterbahnhof, von dem die größte Zahl
Deportierter aller Berliner Bahnhöfe ver-
schleppt wurde, ist aus der fachlichen
Sicht des Landesdenkmalamts als sehr
hoch einzuschätzen.“ Deutliche Worte –
dochdie daraus folgendenTaten fehlen.

„WennderVereinnichtdawäre,würde
esnochvielschlimmeraussehen“,sagtAn-
dreas Nachama, langjähriger geschäfts-
führender Direktor der Stiftung Topogra-
phiedesTerrors.Erwarschon2005anei-
nemRundenTischzumMoabiterGedenk-
ort beteiligt. Seine Bilanz der Situa-
tion: „In der Summe ist es ein kollektives
Versagen von Verantwortlichen.“ Keiner
fühle sich zuständig.
Aber man könne
eben nicht einfach
mal„soeinenGeden-
kort einrichten, 20
Bäume pflanzen und
sichdannnichtmehr
darumkümmern“.
55000 jüdische

Berliner sind von
denNationalsozialis-
ten zwischen 1941
und 1943 deportiert
undzumeist ermordetworden. IhrTrans-
port wurde über die Bahnhöfe Grune-
wald, den Anhalter Bahnhof und den Gü-
terbahnhof Moabit organisiert – von die-
sem wurden mehr als die Hälfte der
Männer, Frauen und Kinder aus Berlin
in die Lager nach Osten geschickt. Ihrer
wird mit dem Mahnmal auf der Putlitz-
brücke gedacht, „Gleis 17“ am Bahnhof
Grunewald gilt als zentrales Mahnmal
für die Verschleppung der Juden mit
Hilfe der Reichsbahn.
VielederMenschen,dievonMoabitaus

ihre letzte Fahrt antreten mussten, wur-
denzuvor inder früherenSynagoge inder

Levetzowstraße untergebracht. Diese Sy-
nagoge war bei den Novemberpogromen
1938nurwenigbeschädigtworden.Auch
deshalbwurdesie vonderGestapoabOk-
tober 1941 zur „Sammelstelle“ der Berli-
ner Juden erklärt. Von dort aus mussten
dieMenschen zu Fußoder per Lastwagen
zu den Bahnhöfen im Grunewald oder
Moabit. Akten lassen darauf schließen,
dass etwa 20000 Menschen ihre letzten
Nächte in Berlin in diesem Sammellager
verbrachten.
„Es ist, als fehle das Gespür für diesen

Ort“, sagt Thomas Abel. Der ehemalige
KinderarztimBezirk,dervorwenigenWo-
chenfürseinehrenamtlichesEngagement
imVerein „Gleis 69“mit demBundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet wurde, ist ein
besonnenerMensch.Trotzdemwirdspür-
bar, wie sehr ihn die Lethargie der Politik
ärgert und enttäuscht. Als Tiergartener
habeer sich immer fürdieGeschichte sei-
nes Bezirks interessiert. Sein Vater hatte
ihm davon erzählt, einmal beobachtet zu
haben,wieJudenvonderSSzusammenge-
triebenwurden.Einer derBewacherhabe
denVaterangeschrien:„Wennernochlän-
gerstehenbleibe,könneergleichmitkom-
men.“ Es gibt wenig Zeitzeugenberichte
überdiedurchdieStraßenvonMoabit ge-
triebenen jüdischen Mitbürger. In dem
von der Stiftung „Topographie des Ter-
rors“ herausgegeben Band „Mahnort Gü-
terbahnhofMoabit“ vonAlfredGottwaldt
wird der im Jahr 1901 geboreneMoabiter
Bruno W. zitiert: „Es muß im Frühjahr
1943 gewesen sein, ich kam vom Dienst

nach Hause und sah eine große Gruppe
vonMenschendurchdie Lübecker Straße
ziehen. (...) Es war eine sehr große
Gruppe,esmögenmehrerehundertgewe-
sen sein. Sie marschierten in Reihen von
sechs bis acht Leuten und seitlich von ih-
nen ging, soweit ich mich erinnere,
schwarz uniformierte SS. Sie bogen in die
Havelberger Straße und dann in dieQuit-
zowstraße Richtung Fennbrücke ein. Ich
sah, wie sie in einen kleinenWeg in Rich-
tung Bahngelände abbogen. Soweit ich
aus sicherer Distanz beobachten konnte,
wurden sie gleich verladen.“
Für Abel ist es wichtig, diese Zeitge-

schichte der nächsten Generation mitzu-
geben. „Jeden Tag sehen fünfhundert
Schüler auf diesen Ort – und sollten sei-
nenZustandnichtalsfragwürdigeNorma-
lität hinnehmen.“ Gemeint ist die Theo-
dor-Heuss-Gemeinschaftsschule in der
Quitzowstraße 141 - direkt gegenüber
demschmalenWeggelegen,dendieMen-
schen vor rund 80 Jahren zu den Gleisen
gehenmussten.Gemeinsammit demVer-
einkümmernsichSchülerinnenundSchü-
ler um den Gedenkort. Sie haben den
Schutzanstrich der jungen Kiefern über-
nommen, gestalten Gedenkzeremonien
und legenKränze nieder.
Die Kiefern werden wachsen. Nach

oben.Da ist Platz.
Die lärmumtoste Straße, die das Areal

RichtungNorden abgrenzt, ist nach Ellen
Epstein benannt.DerOrt, andemsie zum
letzten Mal in ihrem Leben Berliner Bo-
denberührte, sieht verheerend aus.

ANZEIGE

ANZEIGE

Die Pandemie war auch für ehrenamtli-
chesEngagement eine besondereHeraus-
forderung. Viele soziale Initiativen
enorme Probleme, ihre Arbeit weiterzu-
führen, zumal oft auch eine digitale Infra-
struktur fehlte. Viele Projekte konnten
nicht stattfinden, gemeinnützige Vereine
gerieten in Geldnot. Gleichzeitig leiste-
ten Freiwillige unverzichtbare Hilfe.
Was ist jetzt wichtig, damit die Zivilge-

sellschaft gestärkt aus der Krise hervor-
geht? Darüber diskutieren Ehrenamtli-
che, soziale Organisationen, Politik und
Verwaltung am kommenden Dienstag
von 9.30 bis 13.30 Uhr bei der digitalen
Auftaktveranstaltung der „Gemeinsamen
Sache – Berliner Freiwilligentage“. Titel:
„Zivilgesellschaft in der Krise. Wie viel-
fältig, kreativ und digital muss freiwilli-
ges Engagement sein?“ Teilnehmen wird
auch Berlins Regierender Bürgermeister
Michael Müller (SPD). Er ist Schirmherr
der „Gemeinsamen Sache – Berliner Frei-
willigentage“, die vom Paritätischen
Wohlfahrtsverband und dem Tagesspie-
gel veranstaltet wird.
Neben interaktivenWorkshopsmit Be-

teiligung von Senatorin Elke Breitenbach
(Linke), Staatsekretärin Sawsan Chebli
(SPD) und der Abgeordneten Susanna
Kahlefeld (Grüne) werden die Teilneh-
mendenauf die diesjährigenFreiwilligen-
tage eingestimmt. Die „Gemeinsame Sa-
che“, die das freiwillige Engagement in
der Stadt sichtbar macht, findet vom 10.
bis 19. September statt. Im vergangenen
Jahr hatte es im Rahmen der „Gemeinsa-
menSache“rund340AktioneninallenBe-
zirken gegeben.  Gerd Nowakowski

Anmelden zur kostenlosen Teilnahme
können Sie sich unter:
gemeinsamesache.berlin/
mitmachen/digitaler-fachtag
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Linke Pläne
gegen

die A 100
Die Wasserwerke sollen
den Weiterbau aufhalten

Wenig Raum. Der Gedenkort Güterbahnhof Moabit ist zwischen einem Hellweg-Baumarkt und dem Lidl-Parkplatz eingeklemmt. Die Spundwände an der Deportationsrampe verrotten
(oben rechts). 20 Kiefern vermitteln ein minimales Gefühl von Ruhe, innere Einkehr ist hier jedoch kaum möglich. Fotos: Kitty Kleist-Heinrich

Nachama
sieht ein
„kollektives
Versagen“
von Behörden
und Politik

Unwiederbringlich
Vom Güterbahnhof Moabit aus wurden 32 000 jüdische Berliner deportiert. Doch der Ort ist dem Verfall preisgegeben.

Die einstige Rampe wurde mit einem Parkplatz überbaut, ehe der Denkmalschutz griff. Eine Chronik des Vergessens

Betroffene
haben
noch immer
Probleme mit
zuständigen
Behörden
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Fachtagung
zur Zukunft

der sozialen Stadt

Von Claudia Seiring

Thomas Abel

Ihr Wein des Monats
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shop.tagesspiegel.de
Bestellhotline (030) 290 21-520

2019* Rose
„Kernstück“ trocken
Ein feiner Rosé von der Pfälzer
Weinstraße, der mit vielen mediterranen
Konkurrenten mithalten kann. Gepresst
aus roten Cabernet Sauvignon und
Spätburgundertrauben entsteht im
Familienweingut Margarethenhof in
viel Handarbeit ein beeindruckender
Wein, der im Glas exotische Aromen und
lebendige Frische vereint. Ein fruchtig-
herber Wein für jede Gelegenheit, ob
zum Aperitif, zur leichten Gemüseküche
oder als Begleiter beim Grillabend.
0,75 l, Weingut Margarethenhof Forst,
Pfalz, Deutschland, 12,5 %

Flaschenpreis 7,90 €

Lieferbar ab 6 Flaschen

*Jahrgänge können sich ändern

47,90 € (10,64 €/ Liter)
Bestellnr. 20258

90 € statt 95,80 € (10€/ Liter)
Bestellnr. 20259

Paket mit 12 Flaschen à 0,75 l

Paket mit 6 Flaschen à 0,75 l

PREMIUM BERLIN

Hier könnte auch Ihre Anzeige stehen! Anzeigenberatung: (030) 290 21 - 155 00
E-Mail: lokalesteam@tagesspiegel.de

Flagshipstore / Manufaktur
Hackesche Höfe, Hof 1
Rosenthaler Straße 40/41
10178 Berlin
TEL +49 (0)30 364 285 160

Online Boutique
www.askania.berlin
ASKANIA AG
Kurfürstendamm 170
10707 Berlin

Atelier
Palais Holler
Kurfürstendamm 170
10707 Berlin
TEL +49 (0)30 364 285 153

Goodbye TEGEL

Tragen Sie die Legende weiter am Handgelenk
einen edlen Zeitmesser aus der Berliner U
manufaktur ASKANIA. Nutzen Sie bis zum
31. Mai 2021 den Erinnerungspreis.

*Das Angebot gilt für unsere „TEGEL Mitte“ sowie für die 35mm Modelle aus der Serie TEGEL.
Nicht mit anderen Rabatten oder Aktionen kombinierbar.

1.350,- €*
1.690,- €*

Die Betriebspfl icht für TEGEL endet diese
Woche, damit ist der Flughafen Geschichte!

Kommen Sie vorbei und
erwerben Sie das
einmalige Sammlerstück
oder besuchen Sie
unseren Onlineshop:
www.askania.berlin


